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Die Schwerkraft überwinden …
… aber nur am Fels: Sportkletterer Dimitri Vogt 

verzichtet auf die Olympischen Spiele, weil er 

nicht mehr fliegen mag. Ein Gespräch zeigt: Er 

kann sehr gut mit diesem Entscheid leben.  

14

Raubbau
Warum sich ein Ja zur 

Konzernverantwortungs­

initiative auch aus 

naturschützerischer Sicht 

empfiehlt. 

Fragiler Schutzstatus
Eine der wertvollsten Trockenwiesen 

von nationaler Bedeutung soll in Basel 

zerstört werden. Dies ist leider kein 

Einzelfall, doch Pro Natura setzt sich mit 

anderen Organisationen zur Wehr. 

Die Biodiversität  
kommt unter die Räder
Wie Bund und Kantone im grossen Stil  

die Zerstörung der Natur finanziell fördern.  

 Isabelle Bühler
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Echt stark, diese Subventionswalze

editorial

Bestimmt haben Sie die Werbung auch gesehen: «Echt stark, 

unsere Kühe bekommen haufenweise Schweizer Gras.», stand 

auf riesigen Plakaten in der ganzen Schweiz. Korrekter würde 

es jedoch heissen: Unsere Kühe bekommen auch Schweizer 

Gras. Denn bekanntlich importiert die Schweizer Landwirt­

schaft jedes Jahr rund eine Million Tonnen ausländisches Kraft­

futter, um die überhöhten Bestände von Geflügel, Schweinen 

und Rindern durchzufüttern. 

	 Das Problem hinter dieser Tatsache: Die zu hohen Nutztier­

bestände rechnen sich auch, weil sie staatlich subventioniert 

werden; vom reduzierten Mehrwertsteuersatz fürs Kraftfutter 

über die landwirtschaftlichen Produktionsbeiträge bis hin zur 

staatlichen Unterstützung solcher Werbekampagnen. 

	 Zwar werden in der Schweiz auch staatliche Gelder für 

Leistungen bezahlt, die der Biodiversität zugutekommen. Weit­

aus finanzstärker sind aber Subventionen, welche die intensive 

Produktion unterstützen und die Biodiversität schädigen. Das 

ergibt dann rasch das Bild, das wir auf der Titelseite zeigen: 

Die linke Hand weiss nicht, was die rechte tut.

	 Der Bund hat sich eigentlich international verpflichtet, bis 

zu diesem Jahr alle staatlichen Finanzinstrumente abzuschaf­

fen, die eine negative Auswirkung auf die Biodiversität haben. 

Doch er hat noch nicht einmal den ersten Schritt getan und all 

diese Geldflüsse identifiziert. 

	 Deshalb haben nun die Forschungsanstalt WSL und die Aka­

demie für Naturwissenschaften zusammengetragen, welche 

staatlichen finanziellen Instrumente eine negative Wirkung auf 

die Biodiversität haben. Das Resultat ist ernüchternd: Rund 160 

finanzielle Massnahmen von Bund und Kantonen schädigen die 

Biodiversität. Das Gesamtvolumen dieser biodiversitätsschädli­

chen Finanzwalze liegt bei rund 40 Milliarden Franken. Mehrere 

dieser Massnahmen stellen wir auf den folgenden Seiten vor. 

	 Groteskerweise sind es die politischen Kräfte, die sonst dem 

freien Markt das Wort reden, die den Grossteil dieser Finanz­

mittel vehement verteidigen. Dennoch skizzieren wir in diesem 

Magazin einen möglichen Systemwechsel. Das Grundprinzip da­

hinter wäre simpel: Staatlich vergünstigt werden nur noch Leis­

tungen und Massnahmen, die der Biodiversität förderlich oder 

zumindest nicht schädlich sind. Und dereinst könnte sich die 

Schweiz dann mit folgendem Slogan brüsten: «Echt stark, bei 

uns erhält nur staatliche Gelder, wer die Natur nicht schädigt.»

RAPHAEL WEBER, Chefredaktor Pro Natura Magazin
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Damit die 1992 beschlossene Biodiversitätskonvention nicht nur 

Papier ohne Wirkung bleibt, haben sich die 196 Vertragsstaaten 

im Oktober 2010 darauf geeinigt, innert zehn Jahren 20 konkre-

te Ziele zu erfüllen; die sogenannten Aichi-Ziele. Die Schweiz 

hat mit wohlwollender Betrachtung allenfalls das erste Ziel 

knapp erreicht; die Sensibilisierung der Bevölkerung für die 

Wichtigkeit der Biodiversität, also der Vielfalt des Lebens in all 

seinen Erscheinungsformen. Damit hat es sich aber auch schon, 

und leider ist die Schweiz in ihrer Passivität in bester inter

nationaler Gesellschaft. 

	 Verdeutlicht wird diese ernüchternde Zwischenbilanz bereits 

beim dritten Aichi-Ziel: «Bis spätestens 2020 werden alle Sub-

ventionen und finanziellen Fehlanreize beseitigt, abgebaut oder 

umgestaltet, die negative Auswirkungen auf die Biodiversität ha-

ben.» Von diesem Zustand ist die Schweiz noch meilenweit ent-

fernt. Dies belegt alleine die Tatsache, dass der Bund bis heute 

noch nicht einmal weiss, wie viele Subventionen und finanziel-

le Anreize überhaupt existieren, die zur Zerstörung der Bio

diversität beitragen. 

	 Deshalb sind hier nun andere Organisationen in die Bresche 

gesprungen: Die Eidgenössische Forschungsanstalt WSL und das 

Forum Biodiversität Schweiz haben mit der Unterstützung von 

Pro Natura und BirdLife Schweiz eine umfassende Analyse 

durchgeführt, welche staatlichen Finanzinstrumente negative 

Auswirkungen auf die Biodiversität haben. Das Resultat ist alar-

mierend: Leiterin Lena Gubler und die weiteren Autorinnen der 

Studie haben rund 160 staatliche Subventionen identifiziert, die 

negative Effekte auf die Biodiversität haben. 

Finanzspritzen und Steuervergünstigungen
In knapp der Hälfte der Fälle handelt es sich um klassische 

Subventionen: Empfänger erhalten staatliche Geldbeiträge für 

Leistungen, die schädliche Auswirkungen auf Tier- und 

Pflanzenarten sowie ihre Lebensräume haben. Hierzu zählen 

zahlreiche Finanzspritzen, mit denen mitunter die industriel-

le Landwirtschaft begünstigt wird, entsprechende Beispiele 

stellen wir auf den folgenden Seiten vor. 

	 Bei der anderen Hälfte der biodiversitätsschädlichen Finanz

instrumente handelt es sich um finanzielle Fehlanreize. Dies 

sind unter anderem Steuervergünstigungen, Zinserlasse, Pro-

duktverbilligungen oder auch Quersubventionierungen. 

Zigfach mehr Mittel für die Schädigung
Die Gesamtsumme dieser biodiversitätsschädlichen Finanzmit-

tel beträgt jährlich rund 40 Milliarden respektive 40 000 Millio-

nen Franken. Davon haben satte 15 Milliarden ausschliesslich 

negative Folgen auf die Biodiversität. 19 Milliarden sind partiell 

biodiversitätsschädigend und weitere sechs Milliarden potenzi-

ell biodiversitätsschädigend, je nach deren Umsetzung. Zum 

Vergleich: Die Summe, die Bund und Kantone jährlich für die 

Förderung der Biodiversität ausgeben, beträgt laut eigenen An-

gaben gerade mal 1,1 Milliarden Franken. 

	 Am häufigsten werden biodiversitätsschädliche Subventi-

onen in den Bereichen Verkehr und Landwirtschaft entrichtet, 

gefolgt von den Bereichen Energieproduktion und -konsum so-

wie Siedlungsentwicklung. Mehrere Beispiele aus diesen Be-

reichen stellen wir auf den folgenden Seiten vor. 

	 Weitere Beispiele, auf die wir in diesem Magazinthema 

aber nicht vertieft eingehen, finden sich mitunter im Bereich 

der Forstwirtschaft, wo die Produktivität teils stärker als die 

Biodiversität gefördert wird. Im Tourismus werden im Rahmen 

der Neuen Regionalpolitik mit grosszügigen Beträgen natur-

schädliche Investitionen unterstützt. Und im Hochwasser-

schutz werden noch nicht genügend konsequent Projekte un-

terstützt, welche die natürlichen Gewässerräume wiederher-

stellen. 

Obwohl sie sich zum Gegenteil verpflichtet hat, fördert die Schweiz 
mit jährlich rund 40 Milliarden Franken Massnahmen, die sich negativ 
auf die Biodiversität auswirken. Im Gegenzug wird nur ein Bruchteil 
dieser Summe für biodiversitätsförderliche Massnahmen ausgegeben.

Wie der Staat 
die Biodiversität schädigt
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Der Siedlungsfrass wird 
weiterhin subventioniert

Seit 1970 hat sich die Siedlungsfläche der 
Schweiz fast verdoppelt. Die öffentliche 
Hand fördert die Siedlungsentwicklung 
mitunter durch Kostenübernahmen von 
Erschliessungen, durch inter- und inner-
kantonale Lastenausgleichszahlungen oder 
über tiefe Mehrwertabgaben auf Neuein-
zonungen. nig

Privates Wohneigentum wird staatlich gefördert

Die Verfassung verpflichtet den Bund zur Förderung von 
Wohneigentum. Gleichzeitig schreibt sie den Schutz der natür-
lichen Vielfalt vor: ein Zielkonflikt, denn in vielen Fällen fördern 
die Subventionen die Versiegelung des Bodens. Unbestritten 
ist auch, dass privates Wohneigentum in der Regel zu einem 
höheren Wohnflächenverbrauch führt als Genossenschafts
eigentum oder Mietwohnungen. Gefördert wird das private Wohn
eigentum durch zahlreiche steuerliche Vergünstigungen wie 
etwa die Unterbewertung des Eigenmietwerts, die Mehrwert-
steuerbefreiung beim Verkauf von Immobilien oder den Abzug  
der Hypothekarzinsen vom steuerbaren Einkommen. nig

Föderalismus begünstigt Flächenverbrauch

Nahezu alle Kantone und Gemeinden versuchen, mit finanziel-
len Anreizen (Steuervergünstigungen, Darlehen, Kreditbürgschaf-
ten) die Ansiedlung oder den Ausbau des Industrie-, Gewerbe- und 
Dienstleistungssektors zu fördern. Der Boden dazu wird bereits 
in der Raumplanung gelegt: Um sich ein breit gefächertes Ent-
wicklungspotenzial zu sichern, scheidet jede Gemeinde ihre eige-
nen Gewerbe- und Industriezonen aus. Wertvoller Boden könnte 
für die Natur freigehalten werden, ​wenn stattdessen regionale 
«Cluster» gefördert würden. nig

Intensive Gartenpflege wird gefördert

In manchen Kantonen können Auslagen für den Gartenunter-
halt von der Einkommenssteuer abgezogen werden, so etwa wert
erhaltende Massnahmen wie Reparaturen, Pflege und Ersatz 
mehrjähriger Pflanzen. Einige Kantone erlauben auch den steuer-
lichen Abzug der Kosten für Dünger, Pestizide oder den Ersatz von 
Biotopen. Dadurch werden eine intensive Gartenpflege bis hin zu 
Erneuerungen ganzer Gartenanlagen subventioniert. nig

RAUMPLANUNG
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Gemeinden werden zur Zerstörung  
ihrer Gewässerlandschaften animiert

Ein typisches Instrument mit biodiversitätsschädigender Wirkung ist 
der Wasserzins. Damit werden in der Schweiz Standortgemeinden und 

-kantone von Wasserkraftwerken für die Nutzung ihrer Gewässer entlöhnt.  
Damit bildet der Wasserzins einen grossen Anreiz für den Bau neuer 
Wasserkraftwerke. Dieser generiert jährlich rund 550 Millionen Franken, 
die vorwiegend in den Kantonen Wallis, Graubünden, Tessin, Uri, Bern und 
Aargau verteilt werden — für viele Berggemeinden ein grosser Geldsegen. 
Als Kompensation für diesen Anreiz wurden mit Verzögerung die VAEW-
Gebiete geschaffen: Gemeinden, die in einem schützenswerten Gebiet 
auf den Bau eines Wasserkraftwerks verzichten, können beim Bund eine 
Teilentschädigung beantragen. Ohne dieses Instrument wäre die gross
artige Greina-Ebene wohl geflutet worden, weil die Standortgemeinde 
sonst mit leeren Händen dagestanden wäre. raw

Die Allgemeinheit übernimmt  
die Versicherungskosten von  
Atom- und Wasserkraft

Ein scheinbares Detail führt im Strommarkt zu 
Marktverzerrungen: die Haftpflichtversiche-
rung. Keine Versicherungsgesellschaft ist be-
reit, bei einem Atomkraftwerk alle Folgekosten 
eines GAU abzudecken, weil sonst im Schaden-
fall die Versicherung sofort Konkurs anmelden 
müsste. Das zeigt das Beispiel Fukushima, wo 
derzeit Schäden von insgesamt weit über 700 
Milliarden Franken erwartet werden, Tendenz 
steigend. In der dicht besiedelten Schweiz 
rechnete das Bundesamt für Zivilschutz bereits 
im Jahr 1995 mit einer Schadenssumme von 
4300 Milliarden Franken. Doch in der Schweiz 
sind AKW nur bis zu einer maximalen Scha-
denssumme von lediglich 1,8 Milliarden ver
sichert. 
Auch grosse Wasserkraftwerke sind unterver-
sichert. In den grossen Gebirgskantonen Wallis 
und Graubünden (Haftpflichtdeckung der Was-
serkraft ist Kantonssache) sieht die höchste 
Versicherungskategorie lediglich eine Deckung 
von 200 Millionen Franken vor, obwohl das Bun-
desamt für Bevölkerungsschutz die Kosten ei-
nes schweren Schadenfalls auf eine Milliarde 
Franken veranschlagt. 
In beiden Fällen müsste also der Staat den 
grossen Anteil der Kosten übernehmen. Damit 
werden Wasserkraft und Atomstrom begüns-
tigt und die Betreiber umweltfreundlicher Kraft-
werke benachteiligt, also etwa von Fotovoltaik; 
sie müssen ihre Anlagen selber versichern. raw

Die Zerstörung der letzten  
freien Gewässer wird gefördert

Kein anderes europäisches Land nutzt seine Gewässer zur Stromproduk-
tion so stark wie die Schweiz. Dies ist einerseits erfreulich, weil die CO2-
freie Wasserkraft rund 60 Prozent unseres Strombedarfs abdeckt.  
Andererseits hat der Bau von rund 1400 Wasserkraftwerken auch massive 
Spuren an der Biodiversität hinterlassen: Kaum ein Gewässer fliesst in der 
Schweiz noch unbeeinträchtigt, drei Viertel aller Fischarten sind zumin-
dest gefährdet, 60 Prozent der Wasserpflanzen bedroht. 
Deshalb ist es aus Sicht der Biodiversität wichtig, dass nun nicht auch 
noch die letzten frei fliessenden Gebirgsbäche der Stromproduktion geop-
fert werden — zumal diese kleinen Gewässer nur ein geringes Stromförde-
rungspotenzial haben. Der Bau neuer Kleinwasserkraftwerke wird jedoch 
nach wie vor mit Fördergeldern und Einspeisevergütungen unterstützt. 
Es wäre biodiversitätsverträglicher, die Fördergelder für Massnahmen 
zur Reduktion des Energieverbrauchs und für den verstärkten Ausbau 
der Fotovoltaik einzusetzen. Diese ist deutlich biodiversitätsverträglicher, 
verursacht viel geringere externe Kosten und hat eine immer bessere 
Fördereffizienz. raw

ENERGIE
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Rein wirtschaftlich, so sind sich eigentlich auch Ökonomen weit-

gehend einig, machen Subventionen wenig Sinn, zumindest 

nicht dauerhaft. Sie verzerren den Markt und können zu Ineffi-

zienz führen. Sie können sinnvoll sein, um zeitlich limitiert be-

wusst Massnahmen oder Bereiche mitzufinanzieren, die Unter-

stützung benötigen, wie etwa jetzt in der Corona-Krise. 

	 Eine rein marktwirtschaftliche Sicht- und Berechnungsweise 

hat aber ein noch viel grösseres Problem: Natur und Umwelt fin-

den als wertlose Faktoren keine Berücksichtigung in den Berech-

nungen und gelten damit als unendlich verfügbare Ressourcen. 

Folglich werden auch die sogenannten externen Kosten nicht be-

rücksichtigt; also negative Auswirkungen auf Natur und Umwelt, 

welche die Allgemeinheit zu tragen hat. 

	

Automobilverkehr deckt Schäden nicht 
Paradebeispiel dafür ist der Verkehr: Die ganzen Schäden, die 

der Verkehr anrichtet, werden bei der Verteilung der Pfründe 

nicht berücksichtigt. So fliessen rund drei Viertel der Gesamt

einnahmen aus der Mineralölsteuer und des Mineralölsteuer

zuschlags, die hauptsächlich von Autofahrern für den Benzin-

konsum entrichtet werden, zweckgebunden in den Bau und Un-

terhalt von Strassen. Die negativen Auswirkungen auf Mensch 

und Umwelt werden jedoch nicht abgegolten – ganz im Gegen-

teil: Je mehr, dass Auto gefahren und Benzin verbraucht wird, 

desto höher sind die Mittel, die für den Bau neuer Strassen zur 

Verfügung stehen – ein Teufelskreis. 

	 Für dieses Jahr hat der Bund die Einnahmen aus der Mineral

ölsteuer plus dem Zuschlag auf rund 4,6 Milliarden Franken bud-

getiert. Die externen Kosten – also die Schäden des Verkehrs – 

betragen ein Mehrfaches davon: Fürs Jahr 2017 hat sie das Bun-

desamt für Raumentwicklung (ARE) mit 13,4 Milliarden Franken 

beziffert. Dies beinhaltet unter anderem die Folgekosten durch 

den Verlust und die Zerschneidung von Lebensräumen für Tiere 

und Pflanzen. Oder die Folgekosten durch Ernteverluste, Wald-

schäden und generell des zu hohen CO2-Ausstosses. Und nicht 

zuletzt auch die Folgekosten durch Krankheiten, Renten, Spital-

aufenthalte. All diese Kosten werden nicht von den Autofahrern 

übernommen, sondern der jetzigen und künftigen Allgemeinheit.

Der Zustand verschlechtert sich laufend
Die Biodiversität erbringt für uns auch einen grossen externen 

Nutzen. Etwa indem sie Sauerstoff produziert, Wasser reinigt, 

Blüten bestäubt, uns vor Lawinen schützt, aber auch schlicht 

und einfach indem sie uns Menschen Erholungsräume bietet. All 

diese Ökosystemleistungen kann die Natur immer weniger gut 

erbringen; die Naturräume gehen zurück, ihre Qualität ver-

schlechtert sich, die Biodiversität leidet, die roten Listen der ge-

fährdeten Arten werden länger und länger. Das Bundesamt für 

Umwelt (Bafu) verweist auf Schätzungen der EU, dass bei einer 

ungebremsten Fortsetzung dieser Entwicklung bis ins Jahr 2050 

jährlich vier Prozent des Bruttoinlandprodukts (BIP) aufgewen-

det werden müssen, um die ausfallenden Ökosystemleistungen 

zu kompensieren. Gemäss jetzigem Stand wären das rund 28 

Milliarden Franken. 

	 Diese Zahl verdeutlicht, dass es nur schon wirtschaftlich ge-

sehen viel günstiger wäre, jetzt die andauernde Schädigung der 

Biodiversität zu stoppen, als für enorme Geldsummen zu versu-

chen, allenfalls irreparable Schäden wiedergutzumachen. Dies 

bedingt auch einen Systemwechsel unserer Subventionspolitik. 

Im abschliessenden Interview dieses Themas skizzieren wir, wie 

eine solche Transformation aussehen könnte. Das Grundprinzip 

ist simpel: Staatlich vergünstigt werden nur noch Leistungen 

und Massnahmen, die der Biodiversität förderlich oder zumin-

dest nicht schädlich sind. Und zu diesem Prinzip hat sich die 

Schweiz international verpflichtet.

RAPHAEL WEBER, Chefredaktor Pro Natura Magazin

«Natur und Umwelt finden als wertlose Faktoren keine 
Berücksichtigung in den rein marktwirtschaftlichen Berechnungen 

und gelten damit als unendlich verfügbare Ressourcen.»
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Überhöhte Nutztierbestände  
werden bewusst subventioniert

Die Produktion von Fleisch wird in der Schweiz auf vielfältige Weise ge-
fördert: So gibt es zum Beispiel Einlagerungsbeiträge für Kalbfleisch, Bei-
träge für die Entsorgung von tierischen Nebenprodukten, Förderbeiträge 
für die Tierzucht, Tierseuchenbeiträge, reduzierte Mehrwertsteuersätze 
auf Kraftfutter oder Finanzhilfen für Marketingmassnahmen. Für die Ab-
satzförderung erhält die Fleischwirtschaft jedes Jahr rund 6 Millionen 
Franken vom Bund. Eine parlamentarische Initiative zur Streichung dieser 
Mittel wurde unter dem Vorwand abgeschmettert, dass die Werbung für 
Schweizer Fleisch unsere Wirtschaft stützt. Über die ökologischen Kosten 
der hohen Tierbestände (Stickstoff- und Treibhausgasemissionen usw.) 
und die negativen Folgen des übermässigen Fleischkonsums für  
unsere Gesundheit sah das Parlament hinweg. nig

Schäden von Dünger und Futtermitteln  
werden an die Allgemeinheit externalisiert

Erst die billige Verfügbarkeit von Kunstdünger und ausländischen Futter-
mitteln ermöglichte die massiven Produktionszunahmen der Schweizer 
Landwirtschaft. Folge davon ist ein Nährstoffüberschuss von mittlerweile 
rund 100 000 Tonnen Stickstoff pro Jahr. Die überschüssigen Nährstoffe 
gelangen über das Wasser (Nitrat) und die Luft (Ammoniak, Lachgas) 
auch in weit entfernte Lebensräume wie Seen, alpine Moore, Wälder und 
Trockenwiesen. 
Zahlreiche Tier- und Pflanzenarten, die auf stickstoffarme Habitate an-
gewiesen sind, verlieren so ihre Lebensräume. Diese Schäden an der Um-
welt sind in den Preisen für Kunstdünger und Import-Futtermittel (oder 
Lebensmittel) nicht eingerechnet. Die WSL-Studie schätzt sie auf 520 Mil-
lionen Franken pro Jahr. nig

LANDWIRTSCHAFT
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Mit den Meliorationen wird  
auch die Landschaft ausgeräumt

Investitionshilfen zur Strukturverbesserung sollen dazu beitragen, die 
Lebens- und Wirtschaftsverhältnisse insbesondere in Randregionen zu 
verbessern. Gefördert wird etwa der Bau von Strassen, die Installation 
von Bewässerungsanlagen und Drainagen oder die Durchführung von 
Landumlegungen. In der Regel führt dies zu einer hilfsstoffintensiveren 
Landwirtschaft: Strassen erleichtern den Zugang zu Gebieten, die fortan 
mit Gülle bewirtschaftet werden; moderne Sprinkleranlagen ermöglichen 
zusätzliche Grasschnitte, verändern die Vegetation und stören die bishe-
rige Insektenvielfalt; Güterzusammenlegungen vergrössern die Parzel-
len und ermuntern die Landwirte, die Kleinstrukturen an den (früheren) 
Parzellenrändern zu entfernen. nig

Mit importiertem Kraftfutter  
zum Milchüberschuss

Auch Milchprodukte werden über viele Wege 
subventioniert. Dazu zählen etwa zinslose 
Darlehen für Stallbauten, Zahlungen ans Milch-
qualitätslabor Suisselab, Verkäsungszula-
gen oder Marketinghilfen. Gelder fliessen aber 
nicht nur in die Produktion und Vermarktung, 
sondern auch in die Verbilligung von Exportpro-
dukten. In der Schweiz werden etwa 20 Prozent 
mehr Milch produziert als der heimische Markt 
aufnehmen kann und die einheimische Futter-
basis hergibt. Der Überschuss an Milch wird 
mittels Exportsubventionen im Umfang von 
jährlich 80 Millionen Franken ins Ausland abge-
setzt – zumeist in Form von Schokolade, Käse 
und Milchpulver. Gleichzeitig aber führt der 
Milchüberschuss zu einem Stickstoffüberschuss, 
weil rund 20 Prozent der Milch mit importier-
tem Kraftfutter produziert wird. nig

Tieferer Steuersatz für Umweltgifte

Jedes Jahr spritzen Schweizer Bauern rund 280 Tonnen Insektizide über 
ihre Felder. Insektizide töten aber nicht nur Ziel-Organismen, sie schädi-
gen einen ganzen Schlag von Tieren. Auch die Herbizide (600 t/Jahr) be-
einträchtigen die Biodiversität: Sie eliminieren die Ackerbegleitflora und 
reduzieren das Nahrungsangebot etwa für Insekten, Feldhasen und Feld-
lerchen. Spätestens mit dem Regen wird ein Teil der Gifte von den Feldern 
weggewaschen. Die Pestizide landen schliesslich in einem Gewässer, wo 
ihre Abbauprodukte ihre Wirkung weiter entfalten. 
Der Staat fördert den Einsatz von Pestiziden über einen reduzier-
ten Mehrwertsteuersatz und über Aufwendungen (z. B. Zulassung der 
Stoffe, Analyse von Gewässerproben), die er der Allgemeinheit — statt der 
Industrie und den Bauern — verrechnet. nig
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Pro Natura Magazin: In der WSL-

Studie wurden über 160 Subventionen 

identifiziert, die der Biodiversität 

unseres Landes schaden. Dabei hatte 

sich die Schweiz im Rahmen der Bio-

diversitätskonvention verpflichtet, 

solche Subventionen bis 2020 anzu-

passen oder abzuschaffen. Warum ist 

das nicht gelungen? 

Irmi Seidl: Man ist die Umsetzung des 

Ziels noch nicht einmal angegangen! 

Wohl deshalb, weil man Konflikte scheut, 

wenn man jemandem etwas wegnehmen 

will. Ob Autofahrerin, Bauunternehmer 

oder Landwirt – alle wollen die Subven-

tionen erhalten, von denen sie profitie-

ren. Ein zweiter Grund ist, dass Subven-

tionen gewährt werden, um die Wirt-

schaft zu stärken, so in den Bereichen 

Energie, Mobilität, Wohnen oder Ernäh-

rung. Dies will die Politik nicht ändern. 

Im Nacken hat sie zum Beispiel die Nah-

rungsmittellobby, die argumentiert, dank 

tiefer Lebensmittelpreise bliebe Kaufkraft 

für andere Wirtschaftssektoren. Und so 

wird seit Jahrzehnten vor einer wirk

samen Umweltpolitik zurückgeschreckt, 

weil dies der Wirtschaft und ihrem 

Wachstum schaden könnte.

Ein Totschlagargument, selbst in der 

reichen Schweiz. 

Die Vergünstigung von wichtigen Res-

sourcen ist nicht neu. Schon im Merkan-

tilismus wurde Holz vergünstigt. Folglich 

wurde übernutzt und es kam unter ande-

rem zu Überschwemmungen. Heute wird 

deutlich mehr vergünstigt und die Wirt-

schaft auf einer breiteren Basis angekur-

belt. Dabei ist Wachstum erst seit den 

1950er-Jahren ein zentrales wirtschafts-

politisches und gesellschaftliches Ziel. 

Das Konzept «Bruttoinlandprodukt», mit 

dem Wachstum als Summe der jährlich 

produzierten Güter und Dienstleistungen 

gemessen wird, wurde in den 1930er-

Jahren entwickelt und nach dem Krieg 

international eingeführt. 

Wachstum, so wird behauptet, sichere 

unsere Jobs, generiere Steuereinnah-

men und trage die Sozialwerke. 

Teilweise! Die Wachstumsraten sinken 

seit Jahrzehnten, weil die Wirtschaft li-

near wächst und nicht exponentiell. Die 

Schweiz braucht zwei Prozent Wachs-

tum, damit die Arbeitslosigkeit sinkt. 

Das wird kaum mehr erreicht. Aber ja: 

Die Steuereinnahmen sprudeln bei 

Wachstum besser, und auch die Sozial-

werke sind in unserem System auf 

Wachstum angewiesen. Sie werden 

hauptsächlich aus Abgaben aus Erwerbs-

einkommen finanziert. Gleichzeitig aber 

bringt Wachstum eben auch grosse Um-

weltschäden und klimarelevante Emissi-

onen. Eine absolute Entkopplung zwi-

schen Wachstum und Ressourcenver-

brauch ist nicht in Sicht. Unser Wirt-

schaftssystem basiert darauf, dass die 

Schäden an der Umwelt nicht eingepreist, 

sondern externalisiert werden. Externe 

Kosten sind eine Art von Subvention, die 

Dritte oder künftige Generationen zu tra-

gen haben. 

Sind diese externen Kosten bekannt? 

Teilweise. Die Schweiz hat sie für einzel-

ne Bereiche wie den Verkehr berechnet. 

Viele Schäden lassen sich jedoch nicht 

errechnen. 

Wie verbreitet ist dieses Externalisie-

ren? 

Manche sprechen von einer Externalisie-

rungsgesellschaft, weil die nachteiligen 

Wirkungen des Wirtschaftens systema-

tisch ausgelagert werden. Zugleich wird 

die Problemlösung an die Umwelt-

schutzämter delegiert. Diese müssen 

«Unser Wirtschaftssystem  
basiert darauf, dass Umweltschäden 
externalisiert werden»
Weil wirksame Umweltpolitik mit dem Argument verhindert werde, dass 
diese dem Wirtschaftswachstum schade, plädiert WSL-Ökonomin Irmi Seidl 
für einen Systemwechsel. Dazu gehört es, umweltschädigende Subventionen 
konsequent abzuschaffen. 

«Weil mittlerweile die Schäden 
und Kosten derart hoch sind, 

müssen wir über einen  
Systemwechsel reden.»
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dann erst beweisen, dass es Probleme 

gibt, womit ein grosser Teil ihrer knap-

pen Mittel aufgezehrt ist. Wesentlicher 

noch ist, dass diese Ämter keinen Ein-

fluss auf jene Politiksektoren wie zum 

Beispiel Verkehr oder Landwirtschaft ha-

ben, welche die Probleme verursachen. 

Weil mittlerweile die Schäden und Kos-

ten derart hoch sind, müssen wir über 

einen Systemwechsel reden. 

Wie stellen Sie sich diesen Umbruch 

vor? 

Ein wichtiger Schritt ist, umweltschädi-

gende Subventionen abzuschaffen oder 

ökologisch umzugestalten und die exter-

nen Kosten zu internalisieren. Weil eine 

wirksame Umweltpolitik bisher immer 

mit dem Argument verhindert wird, sie 

könnte dem Wirtschaftswachstum scha-

den, müssen wir wachstumsunabhängig 

werden. Zwar ist die Wachstumsabhän-

gigkeit systemimmanent, doch das Sys-

tem ist menschengemacht und also auch 

änderbar. Wichtig ist unter anderem ein 

Umbau der Sozialwerke, sodass diese 

weniger von Abgaben auf Erwerbsein-

kommen abhängig sind, denn Erwerbs-

arbeit ist in Politik und Gesellschaft ein 

zentrales Argument für Wachstum. Wei-

tere Ansatzpunkte sind eine reduzierte 

Erwerbsarbeit und ökologisch wahre 

Preise. 

Solche Massnahmen würden die 

Geringverdienenden hart treffen: Sie 

hätten weniger Einkommen aus 

Erwerbsarbeit und müssten erst noch 

mehr zahlen für Benzin und Nah-

rungsmittel. 

Wichtig ist, dass die Preiskorrekturen 

von sozialen Ausgleichsmechanismen 

begleitet sind. So zeigen zum Beispiel 

Studien der ETH, dass in der Schweiz bei 

einer Rückerstattung der CO2-Abgabe 

knapp zwei Drittel der Bevölkerung mehr 

erhalten würden als sie an Abgaben ge-

leistet haben, weil sie kleinere Autos und 

Wohnungen haben als das restliche Drit-

tel. 

Ohne Einschränkungen aber ist der 

Wandel kaum zu haben.  

Worauf müssten wir verzichten? 

Wieso fragen wir immer nach dem Ver-

zicht? Wir sollten darüber reden, was wir 

gewinnen können. Nehmen wir das 

Auto: Klar, wir würden weniger fahren, 

aber das ÖV-System würde noch besser, 

weniger Land würde durch Strassen ver-

baut, die Städte und Dörfer wären le-

benswerter, die Luft besser. 

Kritiker werfen Ihnen Schwarzmalerei 

vor: Sie sehen die Wirtschaft auf 

gutem Weg zur Nachhaltigkeit und 

verweisen auf die enormen Effizienz-

steigerungen und die zunehmende 

Entkopplung von Wachstum und Res-

sourcenverbrauch. 

Die Wirkung von Effizienzsteigerungen 

ist tatsächlich eindrücklich. Allerdings 

sorgen sogenannte Rebound-Effekte da-

für, dass die Material- oder Energie

einsparungen zu grossen Teilen wieder 

zunichtegemacht werden oder sogar in 

einem Mehrverbrauch münden. Weil Ef-

fizienzsteigerungen oft Preise senken, 

werden neue Nutzungen angeregt. Wie 

gesagt, eine absolute Entkopplung von 

Wachstum und Ressourcenverbrauch 

lässt sich nicht feststellen, nur eine rela-

tive. Der Ressourcenverbrauch steigt 

langsamer als das Wirtschaftswachstum. 

Das reicht aber nicht. Es bleibt dabei, 

unser Wirtschaftssystem ist nicht nach-

haltig. Wichtige Gründe dafür sind Sub-

ventionen, Externalisierung und Wachs-

tumsorientierung. Ein Umbau ist uner-

lässlich, um eine lebenswerte Zukunft 

sicherzustellen.

NICOLAS GATTLEN,  
Redaktor Pro Natura Magazin

Irmi Seidl (57) leitet die Abteilung Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften an der Eidgenössi-
schen Forschungsanstalt WSL. Zudem doziert 
die Ökonomin an der Universität Zürich und an 
der ETH Zürich. Zur Überwindung der Wachs-
tumsgesellschaft hat sie mehrere Bücher mit-
veröffentlicht. 

«Wieso fragen wir immer nach dem Verzicht?  
Wir sollten darüber reden, was wir gewinnen können.»



Pro Natura Magazin 4 / 2020

12 thema

STRASSENBAU

Der Trugschluss von der Selbst- 
finanzierung des Strassenverkehrs

Rund 8500 Millionen pro Jahr geben Bund, 
Kantone und Gemeinden für den Bau und Un-
terhalt von Strassen aus. Gedeckt werden diese 
Ausgaben durch die Einnahmen aus der Mi-
neralölsteuer, dem Mineralölsteuerzuschlag, 
der Automobilsteuer, der Vignettenabgabe, 
der Motorfahrzeugsteuer. Autolobbyisten be-
haupten deshalb gerne, dass der Strassenver-
kehr sich selbst finanziere — ein grosser Trug-
schluss, denn die externen Kosten des Verkehrs 
(Seite  7), die ein Vielfaches des Strassen
budgets betragen, werden von der Allgemein-
heit übernommen. 
Weil alle Verkehrsabgaben zweckgebunden sind, 
entsteht für die Biodiversität eine Art Schnee-
balleffekt: Je mehr Auto gefahren wird, desto 
mehr Geld steht in den kommenden Jahren für 
den Strassenbau zur Verfügung – und der Scha-
den für die Umwelt wird immer grösser. 
Innerhalb Europas kennt nur Tschechien einen 
ähnlich hohen Anteil an zweckgebundenen Ver-
kehrsabgaben. In anderen Ländern fliessen die 
Einnahmen (stärker) in den allgemeinen Finanz-
haushalt und müssen dort mit anderen Budget-
posten konkurrieren. Ohne Zweckbindung kön-
nen die Gelder beispielsweise für effizientere 
Nutzungen der Verkehrsinfrastruktur verwen-
det werden oder zur biodiversitätsverträgliche-
ren Strassengestaltung, etwa durch parallele 
Vernetzungskorridore und den Bau grossflächi-
ger Gründächer über den Strassen. raw

Endlich erste Abgaben für die Flugindustrie

Der Verkehr ist die grösste Treibhausgasquelle der Schweiz. Nach dem 
Automobilverkehr stösst der Zivilluftverkehr (In- und Auslandflüge) am 
meisten CO2 aus. Dafür ist er in der Schweiz bisher kaum zur Kasse gebe-
ten worden: Der internationale Flugverkehr ist nach wie vor befreit von 
der Mineralölsteuer, von der CO2-Abgabe, von der Mehrwertsteuer und 
profitiert dadurch massiv von einer biodiversitätsschädlichen Finanz
politik. 
Immerhin zeichnet sich bei der momentanen Totalrevision des CO2-Geset-
zes die Einführung einer Ticketabgabe ab: Zwischen 30 und 120 Franken 
soll diese künftig für einen internationalen Flug betragen. Nur die SVP hat 
sich im National- und Ständerat bisher gegen entsprechende Vorschläge 
gestellt. Die eine Hälfte dieser Abgabe soll in klimaförderliche Massnah-
men fliessen, die andere Hälfte wird an die Bevölkerung verteilt. Perso-
nen, die nie oder wenig fliegen, profitieren von der Abgabe und werden 
damit konkret für ihr Umweltverhalten belohnt. 
Diese Lenkungsabgabe hat durchaus Modellcharakter und könnte auch 
vermehrt in der Biodiversitätspolitik angewendet werden. Doch grund-
sätzlich wäre es wichtiger, von Anfang an keine biodiversitätsschädigende 
Vergünstigungen zu gewähren, die dann später mit anderen Instrumenten 
korrigiert werden müssen. raw
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Die Natur, die grosse Verliererin 
unserer Subventionspolitik

zur sache

Es ist eine bittere Erkenntnis: Die Schweiz fördert mit ihrer Subven-

tionspolitik den Rückgang der Biodiversität. Die Massnahmen, die 

wir für die Natur ergreifen, und die finanziellen Mittel, die wir dafür 

aufwenden, muten angesichts der Subventionswalze des Bundes ge-

radezu lächerlich an. Als Naturfreundin oder -freund sollte man sich 

davon aber nicht entmutigen lassen. Im Gegenteil: Jetzt ist der Zeit-

punkt, zu handeln.

	 Die WSL-Studie muss auf nationaler Ebene als Mahnung ver-

standen werden, in der Landwirtschaftspolitik endlich voranzu

kommen, zumal gerade dieser Bereich für einen grossen Teil der bio-

diversitätsschädigenden Subventionen verantwortlich ist. Die Weiter-

entwicklung der Agrarpolitik (AP22+) wird zurzeit im Parlament 

beraten. Es gibt viele Möglichkeiten, das heutige Subventionssystem 

zu reformieren, etwa indem man die Stützung des Milchmarkts auf-

gibt oder die Strukturverbesserungsprojekte stärker an Biodiversi-

tätskriterien ausrichtet. Und trotzdem setzen die Agrarlobby und ei-

nige Volksvertreter alles daran, diese Diskussion auf den Sankt-

Nimmerleins-Tag zu verschieben.

	 Hinzu kommt, dass man noch immer nicht weiss, welchen Ein-

fluss die kommunalen und kantonalen Subventionen auf die Natur 

haben. Wir müssen Druck auf unsere Politikerinnen und Politiker in 

den Gemeinden und Kantonen ausüben, damit sie das bestehende 

Subventionssystem durchleuchten und analysieren, wie es sich auf 

die Biodiversität auswirkt. Dieser erste Schritt ist aufwendig, aber 

unerlässlich, um die Nebenwirkungen der heutigen Politik im Be-

reich der direkten und indirekten Wirtschaftsförderung sichtbar zu 

machen. Da starke ökonomische und politische Interessen auf dem 

Spiel stehen, wird der ökologische Umbau des Subventionssystems 

nicht von heute auf morgen erfolgen.

	 Auch wir als Verbraucherinnen und Verbraucher sollten versu-

chen, uns bei den Kaufentscheiden nicht beeinflussen zu lassen. Der 

Absatz von Fleisch- und Milchprodukten wird durch Werbekampa

gnen gefördert, die der Bund mit Subventionen und Steuergeldern 

unterstützt. Reduzieren wir den übertriebenen Konsum, indem wir 

einfach weniger kaufen! Das wird der Umwelt und uns selbst guttun.

 SARAH PEARSON PERRET leitet bei Pro Natura das Secrétariat romand.

Die groteske Förderung  
des Tanktourismus

Zu den biodiversitätsschädlichen Finanzins
trumenten zählen Steuervergünstigungen und 

-erlasse. Nebst der besonders klimaschädlichen 
Luftfahrtindustrie (siehe links) profitieren auch 
andere Branchen von Treibstoffvergünstigun-
gen, am stärksten Transportunternehmen und 
die Landwirtschaft, gefolgt von Tourismus und 
Forstwirtschaft. 
Steuererlasse können auch groteske Züge an-
nehmen: Etwa wenn lastwagenweise Benzin in 
ein abgelegenes Bergtal transportiert wird, da-
mit es dort stark vergünstigt an Autofahrer ver-
kauft wird, die dafür ebenso extra in dieses 
abgelegene Bergtal fahren. Dies ist das tagtäg-
liche Szenario im bündnerischen Samnaun. Weil 
diese Gemeinde im 19. Jahrhundert keine di-
rekte Strassenverbindung in die Schweiz hatte, 
ist sie bis heute Zollfreigebiet und kann deshalb 
Benzin und Diesel ohne Mineralölsteuer ver-
kaufen. Die Förderung dieses Tanktourismus ist 
ebenso nicht biodiversitätsverträglich. raw

Der Pendlerabzug begünstigt  
die Zersiedelung

Lange Arbeitswege, insbesondere mit dem in-
dividuellen motorisierten Verkehr, werden in 
der Schweiz nach wie vor steuerlich begünstigt, 
weil die Fahrtspesen vom steuerbaren Einkom-
men abgezogen werden können. Zwar wurde 
der Pendlerabzug auf Bundesebene auf CHF 
3000 plafoniert, und auch einzelne Kantone 
haben Obergrenzen festgelegt (wenngleich 
meist höher als auf Bundesebene). Zudem darf 
der grosszügige Autoabzug von 70 Rappen 
pro Kilometer eigentlich nur angebracht wer-
den, wenn keine passable Verbindung zwischen 
Wohn- und Arbeitsort mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln besteht. Doch in der Praxis wird 
der Abzug gefahrener Kilometer nach wie vor 
rege gewährt. Damit subventionieren Bund und 
Kanton die Zersiedelung.
Würde der Pendlerabzug vollständig gestrichen, 
ergäben sich für die Kantone geschätzte Mehr-
einnahmen von 415 Millionen Franken und zu-
sätzlich 257 Millionen für die Gemeinden. Zum 
Vergleich: Pendlerinnen mit einer positiven Um-
weltbilanz können kaum Abzüge tätigen: Fuss-
gängerinnen keine, Velofahrer 700 Franken pro 
Jahr. raw


